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Beschlussfassung 

§ 8. (1) Die Volksanwaltschaft trifft ihre kollegialen Entscheidungen durch Beschlüsse. Zur 
kollegialen Beschlussfassung der Volksanwaltschaft ist die Anwesenheit aller drei Mitglieder der 
Volksanwaltschaft erforderlich. Die Volksanwaltschaft ist aber auch dann beschlussfähig, wenn nur zwei 
Mitglieder der Volksanwaltschaft anwesend sind und das abwesende Mitglied der Volksanwaltschaft 
eines der beiden anderen Mitglieder der Volksanwaltschaft schriftlich mit seiner Vertretung betraut hat. 
Das vertretene Mitglied der Volksanwaltschaft kann hinsichtlich seiner Stimme dem vertretenden 
Mitglied der Volksanwaltschaft ein bestimmtes Abstimmungsverhalten zu den einzelnen 
Tagesordnungspunkten auftragen. Sofern kein Mitglied der Volksanwaltschaft eine mündliche Erörterung 
verlangt, können Beschlüsse auch im Umlaufweg gefasst werden. 

(2) Für eine Beschlussfassung ist die Mehrheit der Stimmen erforderlich, sofern nicht die 
Einstimmigkeit der Mitglieder der Volksanwaltschaft gefordert wird. 
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(3) Das Mitglied der Volksanwaltschaft, dessen Auffassung über die Erledigung eines Punktes der 
Tagesordnung nicht die Mehrheit gefunden hat, ist befugt, seine Meinung schriftlich dem Protokoll über 
diese Sitzung anzufügen. 

(4) Die von der Volksanwaltschaft gefassten Beschlüsse sind in einem Protokoll festzuhalten. Die 
Führung des Protokolls obliegt der/dem Vorsitzenden, die/der sich dabei einer/eines von ihr/ihm der 
Sitzung beigezogenen Bediensteten bedienen kann. 

(5) Das Protokoll ist von den anwesenden Mitgliedern der Volksanwaltschaft und der 
Schriftführerin/dem Schriftführer zu unterfertigen. 

(6) Jedem Mitglied der Volksanwaltschaft ist eine Ausfertigung des Protokolls zu übermitteln. 
Ebenso ist ein Auszug über die den Tätigkeitsbereich der Kommissionen betreffenden Beratungen den 
Leiterinnen oder Leitern der Kommissionen sowie der oder dem Vorsitzenden des 
Menschenrechtsbeirates zu übermitteln. 

(7) Die Übermittlung des Protokolls auf elektronischem Wege ist zulässig. 
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